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Verkündet
am 29° August 1962

I m N a m e n d e s V o l k e 5

In Sachen ‘ }
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Beklagten und Rovisiohsklägerin,

g e g e n

lll°o.°.l06uoooooooiluouconcooal).oooonußoa.cnob■on

Kläger und Revisiohsbeklegto,

hat der 3„ Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung von 29° August 1962, an der

mitgewirkt haben

R i c h t e rBundesriehter
als Vorsitzender,

die Bundesrichter Dr° 5 c h r a f t

und
.

Dr„ L a n g k e i t
€‘ "“; _: _j sowie

die Eundessozialrichtor M a n n

und Gladeyb‘eek
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt: }

Die Revision der Beklagten gegen das am 80 Juli

1958 verkündete Urteil des Landessozielgerichts
}
eNorärhcin-Wostfalen wird zurückgewies

Die Beklagte hat den Klägern die außergerichtliekcn
Kosten des Revisionsvorfehrens zu erstatten„ '

V o n 5 e c h t s w e g ein „
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Der — 1959 gestorbene — Kläger war als Rentner Mitglied der
beklagten Krankenkasse (KK)° Er hatte für seine Ehefraujeine

Zusatzsterbegeldvcrsicherung in Höhe von 260 DM abgeschlos-

sen„ Als das Gesetz über Krankenvcrs ichcrung der Rentner vom
12° Juni 1956 — KVdR — am 10 August 1956 (Art° 4 Abs° 1 KVÖR)

in Kraft trat, blieb diese Zusatzsterbegcldversicherung nach

Maßgabe des Art° 2 9 10 Abs° 1 Satz 2 KVdR bestehen°

Am10° August 1956starb die Ehefrau des Klägers° Die beklag—
te KK gewährte daraufhin dem Kläger ein Sterbegeld von insge—

samt 500 DM, das sie, wie folgt, errechnCte (Bescheid vom 190

Oktober 1956):

1° Femilicnsterbeneld nach @ 205 b Reichsversiche—
‘

rungsordnung (RVOT i V m° @ 27 der Kassensatzung =
das 20fache des Grundlohns von 8, 58 mt 7 1171,6(1L

20 Zusatzsterbegel d(260 —151960 =) ' ' ; _128139“
‘ 500‚_„u

Zu der Kürzung des vereinbarten Betrages der Zusatzsterhe—

geldversiöherung von 260 DM_um 131,60 DM glaubte sich die

beklagte KKnach Art„ 2 @10 Abs„ 1 Satz 2 Nr„ 1 KVdRbä-
rechtigt, wonach auf das Zus atzst rbegeld der Betrag angu—

rechnen_ist, um den sich das Pflichtsterbegeld nach denléä

201 und 205 b RVG gegenüber dem vor Inkrafttreten des KVdR

zu zahlenden Pflichtstcrbegeld erhöht hat° Das Pflichte■er—

begeld beim Tode der Ehefrau eines Rentncrs habe vor Inkraft—

treten des KVdR 40 DM betragen. Nach diesem Zeitpunkt-bätrage

es für die Ehefrau des Klägers 171,60 Dh, so daß es sich um
131,60 DM erhöht habe° Um diesen Betrag sei daher das Zusatz—

sterbegeld zu kürzen° ‘

Den Widerspruch des Klägers.wies die beklagte KK mit Bescheid

vom 240 Januar 1957 zurück°

Mit der Klage vor dem Sozialgericht (SG) Münster beantragte

der Kläger‚ die beklagte KK unter Abänderung ihres Beseheids;
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vom 19° Oktober 1956 und des Widerspruchsbescheids vom 24„ Januar

1957 zur Zahlung eines Reststerbegeldes in Höhe von 91,60 DM zu
'

verurteilen„ Nach seiner Auffassung muß Art„ 2 @ 10 Abs„ 1 Satz 2

Nro 1 KVdR so verstanden werden, daß das vereinbarte Zusatzster-

begeld ungekürzt zu zahlen und auf das erhöhte ?fliehtsterbegcld

nach 5 205 b RVO das frühere Pflichtsterbegeld anzureehnen eeio.

Im vorliegenden Falle hätte die beklagte KK demnachfolgendes„
Sterbegeld zu gewähren:

1° Zusatzsterbegeld 260,—— DM

20 Pflichtstorbegeld (gekürzt;
171,60 — 40‚—— =) 151,60_2E

391,60 Dm„

Demnach hätte die beklagte KK noch einen Restbetrag von 91,60 DH

zu zahleno

Die beklagte KK hat um
Klägeabweisung gebeten° Sie hält ihre Be—

rechnung des Gesamtsterbegeldes für richtig° Wenn {irt° 2 5 10

Abs„ 1 Satz 2 Nr° 1 KVdR vorschrcibe, auf das Zusatésterbegeld

sei der Betrag anzurechnen9 um den sich dus-Pflichtsterbegcld

nach @ 205 b RVO gegenüber dem vor Inzrc ttretcn des KVdR zu zeh—

_
lenden Pflichtsterbegeld erhöht habe, So könne unter dem Pflicht-

sterbegeld nach 5 205 b EVO nur das "halbe satzungsmäßige Kitglie—

dersterbegold", wie die ausdrückliche Regelung des 5 205 b Satz 1

BVG zeige, verstanden werden°

Das SG hat — unter Abweisung der Klage im übrigen — die beklagtd'

KK verurteilt, an den Kläger ein Resteterbegeld von 85,80 EU zu
zahlen; es hat als anreehenbares*Pflichtsterbegeld nach „.o

@ 205

b EVO" im Sinne des Art„ 2 5 10 Abs„ 1 Satz 2 Nr° 1 KVdRdes
10faehe des Grundlohns des versicherten Rentners zugrunde gelegt

(Urteil vom 27„ Mai 1957)„

Gegen dieses Urteil hat die beklagte KK Berufung eingelegt mit dem

Antrag, unter Abänderung des angefochtenen Urteils die Klage abzué

weisen° Nach ihrer Auffassung widerspricht die Gleichsetzung des

Begrifls "Pflichtstcrbegeld nach @ 205 b EVO" mit Regelsterbegeld

der klaren Fassung des @ 205 b RV0°

Der Kläger hat um Zurückweisung der Berufung gebeten„
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Das Landessozialgerieht (LSG) hat die Berufung zurückgewie—

sen; die Revision Wurde zugelassen (Urteil vom 240 Juni■958)°

Das LSG billigt die Auffassung des SG, daß der in Art° 2 @ 10

Abso 1 Satz 2 Nr° 1 KVdR verwandte Begriff des Pflichtsterbe—

geldes identisch mit demdes Regelstcrbegeldesist° Wenndie
genannte Vorschrift auf 5 201 RVG verweise, so können damit

nur das allein in 5 201 RVG geregelte Regelstcrbegeld go-
meint sein„ Zwar stehe die weitere Verweisung auf % 205 b AVO

im gewissen Widerspruch hierzu; nach dieser Vorschrift spi

vom satzun„gmäßigen Mitgliederstcrbegeld auszugehcno Indessen

könne der Begriff "Pflichteterbegcld" nur einheitlich ve stan—
den werden° Dann aber müsse der Auslegung, die Pflichtsterbc—

geld mit Regelsterbegeld gleichsetze, der Vorzug gegebcn‘wer-

den° Der Gesetzgeber könne nicht gut auf das Zusatzstcrbegold

in Anrechnung bringen, was die Kassen ihrerseits als satzungs-

mäßige mehrleistung gewährten° Die Berechnung des Zusatzhtcr—

begeldes durch das SGsei demnachrichtigq Obdie in Art; 2
5 10 Abs„ 1 Satz 2 Nr„ 1 KVdRvorgeschriebene Kürzung des Zu—
satzstcrbegeldes eine Enteignung im Sinne des Art° 14 des

Grundgesetzes (GG) darstelle, könne offenbleibcno Selbst
diese Vorschrift wegen Verstoßes gegen das GG nichtig sei, das

Zusatzsterbegcld also überhaupt nicht gekürzt werden dürfte,

könne das LSG über den im Urteil des_SG zucrkannten Betrag

'c')Ol'll’l

nicht hinausgeheno

Gegen dieses Urteil hat die beklagte KK Revision
eingelegt

mit dem Antrag,

unter Aufhebung des angefochtenen

Urteils die Klage abzuweiscn°

Nach ihrer Auffassung verträgt sich die von den Vorinstanzen

vorgenommene Auslegung des Arto 2 5 10 Abso 1 Satz 2 Nr° 1

KVdR, daß der hier verwandte Begriff des Pflichtsterbegeldes

mit dem des Regelsterbegeldcs gleichzusetzen sei, mit ihrer

Berechnung des Zusatzstcrb‘egeldcs° Auch das Fämiliensterbe—

geld nach @ 205 b RVO sei nämlich, obwohl es an das setz@ngg—

gääigg Mitgliedersterbegeld angehängt sei? eine Regelleistunga

1
_‘5 _
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_ 5 _

Unter dem nach Art° 2 @ 1Q Abs„ 1 Satz 2 Nr° 1 KVdR_anzurcchnen—

den Pflichtsterbegeld : Begeisterbegeld könne beim Tode der Ehe—

frau des Versicherten nach der klaren Fassung des @ 205 b EVO nur

das "halbe ggtzunggmäßigg Mitgliedersterbcgcld" verstanden nerdcn„

Diese Auffassung führe zwar zu dem Ergebnis, daß der Versicherte

in diesem Falle nach Inkra ttretcn des KVdR als Gesamtsterbcgeld

nur den gleichen Betrag wie vorher erhalteo Augenscheinlich habe

‘der Gesetzgeber aber beim Personenkreis der zusatzversieherten

Familienangehörigen keine Verbesserung der Gesamtleistung gegenüber

den bisherigen Verhältnissen für notwendig gehalten„

Der Kläger ist im Laufe des Revisionsvcrfahrens gestorben° Seine_

Erben haben<den Prozeß aufgenommen und beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

IIo

Die Revision ist nicht begründet.) Die beklagte KK hat das aus An—
laß des Todes der Ehefrau des Klägers zu gewährendc Zusatzsterbe—

geld falsch berechnet° Zu Recht haben die Vorinstanzcn die beklag—
te KK für verpflichtet angesehen, noch ein ■eststcrbegeld von

85,80 DMzu z'ahleno

Nach Art° 2 @ 10 Abso 1 Satz 2 Nr° 1 KVdR werden die bei Inkrafti
treten des KVdR — 1° August 1956 — bestehenden Zusatzsterbcgeld4

versicherungen una? mit der Maßgabe weitergeführt9 daß auf des Zu—
'satzsterbegeld der betrag anzurcchncn ist, um den sich des Pflicht—

sterbegeld nach den @@201 und 205 b RVG gegenüber dem vor Inkraft—

treten des KVdR zu zahlenden Pflichtstcrbegeld erhöht hat„ Nach
altem Recht betrug das Sterbegeld beim Tode des Ehegatten eines

Rentners 40‚— DM (% 9 Satz 2, 20 Halbso der Verordnung über die
Krankenversichcrung der Rentner vom 4; November 1941 — 1GBl I,

689)° Dies war das öterbegcld, das Art° 2 $ 10 Abs° 1 Satz 2 Nro 1
KVdR mit dem vor Inkrafttreten des KVdR zu zahlenden "Bflicht—

sterbegeld" meinté das zusammen mit dem Zusatzsterbegeld das "Ge—
samtsterbegeld■ bildete (vgl° @ 2 Abs° 1 des Anhangs zur Muster-

satzung der Allgemeinen Ortskrankenkasscn; abgedruckt bei Haunz/
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.' , ‘

o . .- .!
. aeehraft, belbstverwaltungsrecht der Soz1&lvers10herung, Bd„ 6

Teil F 1 — Krankcnvcrsicherung, Allg° Ortskrankenkassen Bl°

15)° Mit der Eingliederung der Krankenversieherung der R nt—

ner in die gesetzliche Krankenvcrsieheruhg durch das KVdR

entfiel die bisherige Sondcrregelung des Sterbegeldes (Fest—
setzung fester Buüräge) für Rentner und ihre

Angehörigent

Nunmehr gilt auch für sie die allgemeine Regelung über Mit—

_
gliedersterbegeld (5% 201—204 RVG) und

Familienstcrbegelh

(@ 205 b RVG), die vom Grundlohn abhängige Leistungen mit
festen Mindestbeträgen vorsiehto Ein versicherter Rentner er-

hält somit nach neuemRecht beim Tode des Ehegatten kraft
Gesetzes ein Sterbegeld in Höhe des halben gg£gypggpggiggn
Mitgliedersterbegeldes‚ mindestens_jedoch 50‚— DM (5 205 b

Satz 1 RVO)° Da die Satzung der beklagten KK (@ 27) ein Mit—
gliedersterbegeld in Höhe des 40fachcn des Grundlohns vor— *

sicht, stand dem Kläger demnach beim Tode seiner Ehefrau1gin

Eeniliensipr @pl■rire■éhg_éee.zpiechcndes9rundlohnsezni
Nach Auffassung der beklagten KK ist dieses nach 5 205 bjRVO

zu gewährcnde — und im vorliegenden Fall auch gezahlte —{

Eamiliénsterbegeld das in Arte 2 5 10 ibs° 1 Satz 2 nro 1
KVdRbezeichnete "Pflichtsterbegeld nach „°„ @205'b RVO‘,
von dem für die Errechnung der Kürzung des Zusatzsterbegel—

des auszugehen ist; Der Begriff "Pflichtstcrbegeld" erfjaber

nicht allein mit @205 b RVO in Verbindung gebracht werden;

dennin Art„ 2 %10Abs„1 Satz2 Nr„ 1 KVdRwird in diedem
Zusammenhang auch auf 5 201 RVG verwiesen° Diese Vorschrift

betrifft aber allein das Mitgliedersterbcgeld als
Eggglléi—

■tnng5 satzungsmäßige Mehrleistungcn behandelt @ 204 RVOO

Werden somit die Verweisungcn auf @ 201 und @ 205 b EVO beim

Begriff "Pflichtsterbegcld" in Art„ 2 é‚1o Absa‘1 Satz 2
Nr° 1 KVdR wörtlich verstanden, so hätte dieser Begriff einen

unterschiedlichen Sachsinn; je nachdem, ob cr_auf des Mitglie—

derstérbegeld des @ 201 RVO oder auf Familien3terbegold des

5 205 b RVO bezogen würde° Im ersten Falle wäre das ägggl- '
Mitgliedersterbegeld (= das 20fache des Grundlohns), im chi—

ten Falle das gäiggägpgäßigg Mitgliedersterbegeld (bei der

% 7 -
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beklagten KK das 40fache des Grundlohns) zugrunde zu legen°

Diese Schwierigkeit, die sich bei einer am Wortlaut haftenden Aus—

legung ergibt, wird nicht schon dadurch behoben, daß man den in

Art° 2 5 10 Abs° 1 Satz 2 Nr° 1 KVdR verwandten Begriff des
"Pflichtsterbegeldes" mit dem des Regelsterbegeldes gleichsetzt°

Zum mindesten ist diese
Formulierung

ungenau und mißvcrstündlich;l

denn auch das in 5 205 b RVO geregelte Familiensterbegeld ist,

worauf die beklagte KK mit Recht hinweist, Regelleistung, wenn
auch insofern von ungewöhnlicher Art, als sie auf der Grundlage

des satzungsmäßigen Iitgliéderstcrbcgeldcs errechnet wird„ Die

amtliche Begründung zu Art, 1 Nr, 15 des Entwurfs des KVdR (cntd

spricht Art, 1 Nr° 11 KVdR, durch den 5 205 b RVG seine jetzige,

Fassung erhielt) läßt keinen Zweifel daran, daß der Sinn der Neu—

fassung des 5 205 b RVO die Einführung des Familiensterbegeldes

als "?flichtleistung” ist (Deutscher Bundestag, 2, Wahlperiode,

Drucks° 254, S° 11 "zu Nr, 15")°

Sind somit auch das I■itgliedersterbegeld nach @201 EVO und das
Familiensterbegeld nach 5 205 b EVO gleichermaßen Regelleistungcn,

so kann dennoch nicht der von der beklagten KK hieraus in stren—

ger Anlehnung an den Wortlaut des Art° 2 @ 10Abs° 1 Satz 2 Nr, 1

KVdR einerseits, der 5@201, 205 b RVG andererseits gezogene
Schluß gebilligt werden, daß bei der Errechnung des gekürzten Zu—

satzsterbegeldes für Mitglieder vom nggl—Mitgliedersterbegeld,

für Familienangehörige vom ggigunggmäßiggn Mitgliedersterbcgeld

auszugehen ist mit der J—“olge‚ daß das Zusat23terbegcld für Pani—

lienangehörige relativ stärker gekürzt würde als das für Mit—

glieder, Sachlich einlcuchtende Gesichtspunkte für eine solche un—

gleiche Behandlung von üitgliedern und Familienangehörigen s
nicht ersichtlich° Auch die Entstehungsgeschichte des Art, 2 F 10

Abs, 1 Satz 2 KVdR — diese V rs hrift ist erst vom Bundestagsaus—
schuß für Sozialpolitik auf Vorschlag des Bundesrats in den Ent—_

wurf eingefügt werden - gibt keinen Anhalt dafür, daß eine unter—

schiedliche Behandlung von Mitgliedern und Familienangehörigcn in

der Frage des Zusatzsterbcgeldcs beabsichtigt war (vgl° den

Sehriftlichen Bericht des Ausschusses, Deutschor Bundestag, 20

Wahlperiode zu Drucksache 2256 S, 4 Abschnitt IE Nr° 4); denn in

_ 8 -
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diesem Zusammenhang wird nur ausgeführt, daß der

Ausschiß

sich zur Vermeidung von Härten für das Auslaufen der Zu—

satz3terbegeldversicherung entschieden und zur Milderung'

der wirtschaftlichen Belastung der Krankenkassen u„ac die

Anrechnung der im Gesetz vorgesehenen Erhöhung des Pflidh*—

sterbegeldes auf das Zusatzstcrbegeld vorgesehen habeo

Vor allem aber spricht für die Auslegung des Art„ 2 5 1a

Abs„-1 Satz 2 Nr° 1 KVdR im Sinner einer gleichmäßigen
Durchführung der Kürzung des Zusatzstcrbegeldes für Mit-M

vglieder und Familienangehörige der Zusammenhang dieser vor—

schrift mit der Neufassung des @ 205 b ■VO durch das gleiche

Gesetzo Wie schon dargelegt‚ ist der Sinn der NeufassungL

den Versicherten beim Tode eines Familienangehörigen an den
Asatzungsmäßigen Mehrleistungen teilhaben zu lassen„ Es steht

zwar im Ermessen der KK, ob sie eine Erhöhung des Regel—hite

gliedersterbegeldes im Rahmen des @ 204 RVO als Mehrleistung

gewährt° Hat sie aber eine solche Kehrleistung
eingeführh,

so kommt sie kraft Gesetzes - in angemessenem Verhältnis —
dem Versicherten beim Tode eines Familienangehörigen zugute°

Zu diesem klar im Gesetz zum Ausdruck g kommencn Gedankeh,

daß satzungsmäßigc Sterbegeld—Mehrlcistungen‚ sind sie ein—

mal für Hitgliedcr eingeführt, sich auch beim Tode von
FL—

milienangehörigen auswirken sollen, stünde eine ungleiche
Behandlung von Versicherten und Familienmngehörigen bei der

Berechnung des gekürzten Zusatzsterbegeldes in offenem Wi-

derSpruch° Würde nämlich das Regel—Mitgliedersterbegeld ach
@ 201 RVG nur beim Tode des Versicherten für die

Errechn■ng

des gekürzten Zusatzsterbegeldcs zugrunde gelegt werden, so

würde auch nur den Angehörigen des verstorbenen Versicherten

die satzungsmäßige Mehrleistung voll zugute kommeno Hingegen

würde der Versicherte beim Tode eines Fenilienengehörigch

nicht an der satzungsmäßigen Stcrbegcld—Mehrleistung teilha—

ben, wenn bei der Errechnung des gekürztcn Zusatzsterbegel—

des vom setzungsmäßigen Mitgliederst rbegeld ausgegangen!

werden müßte°

_9\_
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Deshalb kann Art° 2 5 10 Absa 1 Sätz 2 Nr° 1 KVdR nur in dem

Sinne verstanden\erden, daß sowohl beim Tode des Versicherten

als auch der Femilienangehörigen bei der Berechnung der Zusatz—

sterbegeldkürzung vom Regel—Mitgliedersterbegeld auszugehen ist

und eine setzungsmäßige Sterbegeld—Hehrleistung auch beim Tode

eines Familienangehörigen für das Zusatzstorbegeld'außor Ansatz

bleibt„ Das bedeutet im praktischen Ergebnis, daß das Pflicht—»

stGrbegeld, dessen ßrhöhung gegenüber dem vor Inkrafttreten des

KVdR zu zahlenden Pflichtsterbegeld;c auf des Zusetzsterbegeld

anzureehnen ist, beim Tode eines Femilienangehörigen nggr_dgg

19j3939_dgg_9r39339335 beträgt (im Ergebnis ebenso BMAin den be—
scheiden vom 50 Dezember 1956 — Betriebskrenkenkasse 1956 Sp„ 6 —
und vom 20 April 1957 - Ortskrankenkass 1957 S„ 594; Schmutz=

Fehler, Rentner—Krankenversieherung Arte 2 @ 10 Anna III Hr° 2;

Peters, Handbuch der Krankenversicherung 160 Aufl„ Teil II, @ 201

Anm° 4; Braekmann, Handbuch der Sozialversieherung, Stand: 1

März 1962, S0 456; Die Krankenversieherung der Rentner herausgege—

ben vom Verband der_0rtskrankenkessen Rheinland und vom Landes—

verband der Ortskrankenkassen Westfalen—Lippe 5° 65; zggijglpd
Feld—?röhlingsdorf in Keunz/Schraft, Selbstverwaltungsrecht der

Sozialversicherung, Bd" 8 Teil F 2 - Krankenversieherung, Innunge—

krankenkassen — Satzung III„ Anhang 5-4 Bl„ 1 Rückseite Ur° 5)°

\n

‘Demnaeh hätte die beklagte KK bei der Berechnung des auf des

Zusatzsterbegeld anzurechnenden Betrags nicht von einem Fflicht;.

sterbegeld in Höhe des 20fachen des Grundlohns, sondern nur
dcä

10faehen des Grundlohns ausgehen dürfen° Sie hat das Zusa zstcr-
begeld um 85,80 DM zuviel gekürzt und ist daher zu Recht zur

Zahlung eines Reststerbegeldes in dieser Höhe verurteilt worden„
Ihre Revision ist als unbegründet zurückzuweiseno
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